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Kompass für Soziale

Marktwirtschaft

Lob für Verzicht auf Steuererhöhungen – Kritik an geplanter Mindestlohn- und Rentenpolitik V O N S T E FA N A H R E N S
V O N E L M A R N A S S

Der Wahl-O-Mat war vor der Bundestags-
wahl hilfreiches Internet-Instrument für
Unentschlossene. Viele haben sich damit
anhand ihrer Antworten auf vorgegebene
Fragen eine Tendenz für ihr Wahlverhal-
ten eingeholt. Auch Gewichtungen waren
möglich. Die Wahl liegt hinter uns. Die
neue Legislaturperiode hat begonnen. Na-
türlich will die neue Regierung die Soziale
Marktwirtschaft fortführen. Das haben fast
alle Parteien vor der Wahl beteuert. Schon
lange behaupten aber viele Stimmen, wir
hätten sie schon lange aufgegeben. Was
also stimmt? Dazu hilft ein Kompass, ähn-
lich wie der Wahl-O-Mat. Nennen wir ihn
den SoMaW-O-Mat. Er stellt Fragen nach
der Übereinstimmung konkreter Politik
mit den Grundideen Sozialer Marktwirt-
schaft. Je mehr Zustimmung, umso mehr
Soziale Marktwirtschaft im Sinne Ludwig
Erhards und anderer wird realisiert. Die
Kategorienstufen stehen dabei für die Ge-
wichtung. Der Kompass hilft zur redlichen
Momentaufnahme: Das Ergebnis bedeutet
entweder Bestätigung, nötige Korrektur
oder Abkehr vom Ideal Sozialer Markt-
wirtschaft. Hierbei geht es also weder um
Nostalgie noch ums Festhalten an Verflos-
senem, sondern um eine ehrliche Stand-
ortbestimmung.
Kategorie 1 (besonders wichtig): 1.) Ist die
Entfaltung unantastbarer und (christlich)
objektiv begründeter Menschenwürde als
Autonomie das letzte Ziel der Ordnung?
2.) Haben wir dazu eine freiheitliche
Wettbewerbsordnung mit sozial verpflich-
tetem Privateigentum, die zugleich gesell-
schaftliche Harmonie, individuelle Freiheit
und Tugend fördert? 3.) Besteht Wohl-
stand für alle (dazu fähigen) Familien und
Menschen als positive Freiheit, damit sie
eigenverantwortlich für sich sorgen und
vorsorgen können: durch Erwerbsarbeit,
die hinreichend entlohnt ist? 4.) Sind
Preis- und Vertragsfreiheit, Konsumfrei-
heit und Freiheit wirtschaftlicher Betäti-
gung garantiert? Kategorie 2 (auch wich-
tig): 5.) Ist ein verbindendes Interesse mit
dem Ganzen der Gesellschaft kultiviert?
6.) Stehen soziale Transfers im Sinne der
Fürsorge (nur) denen zu, die sich nicht
selbst helfen können? 7.) Wird Eigennut-
zen als Motivation akzeptiert und Raffgier
sanktioniert? 8.) Haben Wirtschaftspolitik
und -wissenschaft stets die Folgen ökono-
mischen Handelns für das Zusammen-
leben im Blick? 9.) Sind Wirtschafts-
wachstum, ausgeglichene Handelsbilanz,
Vollbeschäftigung und Preisstabilität
gleichberechtigte Ziele? 10.) Wird auf öf-
fentliche Verschuldung, Arbeitsbeschaf-
fung und Umverteilungspolitik so weit wie
möglich verzichtet?
Der unbeugsame Erhard war als Kanzler
zurückgetreten, als er seine Prinzipien
dahinfließen sah. Wir stehen in der Nach-
folge solcher Ideen. Wir müssen uns heute
neuen Herausforderungen stellen. Ist es
noch oder wird es wieder eine Soziale
Marktwirtschaft sein? Oder haben wir
schon längst eine grundsätzlich andere
Wirtschaftsordnung?

Der Autor ist katholischer Priester
und seit Januar diesen Jahres Inhaber
des Lehrstuhls für Christliche Sozial-
wissenschaften und gesellschaft-
lichen Dialog an der Kölner Hoch-
schule für Katholische Theologie
(KHKT)
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Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
Überall steigen die Energiekosten: Allein Heizöl verteuerte sich im September um 76,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Sprit kostete 28,4 Prozent mehr. Foto: dpa

Ein Drama mit Ansage

Hohe Energiepreise belasten die Privathaushalte. Sie sind jedoch nicht vom Himmel gefallen V O N S T E FA N R O C H O W

Die kalte Jahreszeit steht vor der Tür. Viele
Menschen in Deutschland schauen mit gro-
ßer Sorge auf die Energiepreise. Denn so-
wohl private Haushalte als auch Firmen
bringen die hohen Energiepreise im Mo-
ment in große Schwierigkeiten. Die Ursa-
chen der Preisentwicklungen liegen beim
letzten Winter, der sowohl lang als auch kalt

kamen. Europas größter Gas-Lieferant
Russland nutzt diesen Umstand, um Druck
auf die westlichen Länder auszuüben. Aus
strategischen oder infrastrukturellen Erwä-
gungen drosselte Russland die Gaszufuhr.
Gasvorräte konnten in Europa nicht wie ge-
wohnt im Sommer vollständig aufgefüllt
werden, was nun zur Verknappung des An-

Marke von vier Prozent gestiegen ist. Der
Preisanstieg wird im Moment von den Ver-
sorgern an ihre Kunden weitergegeben. Der
Energiekonzern E.on geht sogar noch einen
Schritt weiter und stoppt wegen der Preis-
explosion bei Gas im Moment das Neukun-
dengeschäft mit Privatkunden. Am weites-
ten preschte allerdings das Unternehmen

sinkenden Strompreisen führt. Der niedri-
geren EEG-Umlage stehen die höheren Be-
schaffungskosten gegenüber, die die Versor-
ger für Strom zahlen müssen. Die zukünfti-
ge Bundesregierung hat also eine Riesen-
aufgabe vor sich.
gewesen ist. Die meisten Versorger und
Gashändler in Europa haben sehr verhalten
auf die schon damals angestiegenen Preise
reagiert. Im Sommer, so die damalige Hoff-
nung vieler, würden die Preise schon wieder
fallen. Ein Trugschluss, wie man heute
weiß.

Länder wie China und Indien dachten
hier weitaus vorausschauender als Europa.
Beide Länder spürten sehr früh, welches
Desaster sich am globalen Kohle- und Gas-
markt zusammengebraut hat. Um ihre Mil-
liarden-Bevölkerung versorgen zu können,
schlossen China und Indien schon im Som-
mer Lieferverträge für den Winter ab. Das
ist eigentlich völlig unüblich für diese Län-
der – da hätte man auch in Europa hellhörig
werden können. Man war aber lediglich ver-
unsichert, warum asiatische Länder den
Sommer über durchgehend Einkäufe tätig-
ten.

Die Dämme brachen aber schneller, als
man erwartet hatte. Die North-Stream-
Pipeline von Russland nach Deutschland
kann vor dem kommenden Winter kein Gas
liefern. Dazu kamen relevante Lieferausfäl-
le durch europäische Gaslieferanten wie
Norwegen. Das heizte die Situation weiter
an. Die politisch gewollte CO2-Steuer trug
ebenfalls dazu bei, die Preise in die Höhe
schnellen zu lassen. Auf der anderen Seite
nahm die weltweite Nachfrage nach Erdgas
seit Jahresbeginn so rasant zu, dass nur we-
nige Lieferungen per Schiff nach Europa

Ampel-P
gebots für Gas und damit direkt in die Ener-
giekrise hineinführt.

China und Indien
reagierten – Europa nicht

Hinzu kommt: Durch die Verknappung
von Wind- und Solarenergie dieses Jahr
wird eine zusätzliche Stromproduktion mit
Gas nötig. Das gilt umso mehr, als dass die
Stromproduktion mit Atomkraft und Kohle
in den vergangenen Jahren immer weiter
heruntergefahren wurde. Aktuell nimmt der
Kohleanteil an der Stromproduktion wie-
der zu, um der Entwicklung entgegen zu
wirken – die Krise ist aber längst bei den
Verbrauchern angekommen.

Überall steigen die Energiekosten: Heizöl
verteuerte sich laut Statistischem Bundes-
amt im September um 76,5 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr. Sprit kostete 28,4 Pro-
zent mehr. Auch die Preise für Erdgas (plus
5,7 Prozent) und Strom (plus 2,0 Prozent)
zogen an. Laut dem Vergleichsportal Veri-
vox sind die Stromkosten in Deutschland
im Oktober im Vergleich zum Vorjahr um
9,3 Prozent gestiegen. Damit ist Strom in
Deutschland so teuer wie noch nie. Fürs
Heizen mit Gas müssen Verbraucher 28
Prozent mehr bezahlen, für Öl gar 87 Pro-
zent mehr als noch vor einem Jahr.

Klar ist: Die teuren Energiepreise sind
ein maßgeblicher Faktor dafür, dass die In-
flationsrate in Deutschland zuletzt über die

läne: Ge
Deutsche Energiepool vor: Diese kündigten
manchem Bestandskunden gerade erst die
Gaslieferverträge.

Gerade ärmere Menschen befürchten
nun im Winter frieren zu müssen, da sie die
Heizungskosten nicht mehr bezahlen kön-
nen. In Flächenländern wie beispielsweise
Mecklenburg-Vorpommern, die traditionell
ein niedriges Lohnniveau haben, geht ange-
sichts der hohen Spritpreise, die Angst um,
dass die tägliche Fahrt zur Arbeit sich
enorm verteuert.

Auf die kommende Bundesregierung
kommen in diesem Bereich also große Auf-
gaben zu. Die Menschen erwarten berech-
tigterweise, dass die Politik jetzt auf diese
Krise reagiert. Die Handlungsmöglichkei-
ten sind aber nur sehr begrenzt. Die noch
amtierende Bundesregierung schlägt zwei
Maßnahmen vor: Erstens sollen bedürftige
Bürger im kommenden Winter Zuschüsse
zur Heizungsrechnung erhalten. Zweitens
ist eine Reduktion oder rasche Abschaffung
der EEG-Umlage angedacht. Während man
die Heizkostenzuschüsse sicherlich schnell
und unbürokratisch beschließen kann, se-
hen Fachleute die schnelle Senkung der
EEG-Umlage eher kritisch.

Derzeit liegt die Umlage bei 6,5 Cent pro
Kilowattstunde und macht damit rund ein
Fünftel des Strompreises aus. Gerade wur-
de diese Umlage für 2022 auf 3,723 Cent
pro Kilowattstunde abgesenkt. Allerdings
wird bezweifelt, dass diese Maßnahme zu

mischte
Großes Dilemma für eine
Ampel-Regierung

Zwei Aspekte kommen an diesem Punkt
zusammen, die schwer miteinander verein-
bar sind: die Klima- und die Sozialpolitik.
In den öffentlichen Debatten über Klima-
politik wird viel zu selten darüber geredet,
dass diese Maßnahmen am Ende auch be-
deuten, dass in die eigene Brieftasche ge-
griffen wird. Klimaschützer mögen sich da-
rüber freuen, dass die Energiepreise enorm
angestiegen sind: Sollen diese Verteuerun-
gen doch am besten dazu führen, dass man
sich immer mehr von fossilen Energieträ-
gern wie Heizöl oder Benzin verabschiedet.

Der soziale Aspekt geht dabei allerdings
unter. Denn gerade ärmere Haushalte wer-
den von den massiven Preissteigerungen im
Energiebereich stark getroffen. In anderen
Ländern wird bereits über staatlich verord-
nete Preisobergrenzen gesprochen. Auch
gezielte Zuschüsse für Hartz-IV-Empfän-
ger sind bereits im Gespräch.

Wenn die neue Bundesregierung es nicht
schafft, einen Ausgleich zwischen Klima-
und Sozialpolitik zu finden, ist die Akzep-
tanz für die Energiewende in Gefahr. Für
die künftige Bundesregierung liegt die He-
rausforderung darin, Steuern und Abgaben
so zu gestalten, dass zwar CO2 teurer wird,
aber nicht die Energiekosten an sich. Denn
dies schadet der Wirtschaft, beeinträchtigt
den sozialen Frieden und nutzt dem Klima
in dieser Form überhaupt nichts.

s Echo

Die Wirtschaft hat erleichtert auf die Absa-
ge an Steuererhöhungen reagiert, zu der
sich die Spitzen von SPD, Grünen und FDP
in den Sondierungsgesprächen für eine
mögliche Ampel-Koalition durchgerungen
hatten.

„Ein global wettbewerbsfähiges Steuer-
system ist wichtig für unseren Standort“,

der Sondierungsgespräche vorgestellt hat-
ten. Auch Peter Adrian, Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handelskammertages
(DIHK), lobte die Absage an Steuererhö-
hungen im gemeinsamen Ergebnispapier
des Sondierungsteams, kritisierte aber das
Fehlen von klaren Aussagen zur Finanzie-
rung der geplanten Investitionen für Klima-

Arbeitgeberpräsident Rainer Dulger kri-
tisierte die in den Sondierungen vereinbarte
Anhebung des Mindestlohns. „Dass nun die
Mindestlohnkommission ausgehebelt wer-
den soll, ist ein schwerer Eingriff in die Ta-
rifautonomie“, sagte Dulger. Ein Mindest-
lohn von 12 Euro würde in über 190 Tarif-
verträge eingreifen und über 570 tariflich

für Geringqualifizierte unheimlich er-
schweren.“

DIW-Chef Marcel Fratzscher wiederum
kritisierte im ZDF die geplante Rentenpoli-
tik der Ampel-Koalition: In den nächsten
vier Jahren sehe er zwar kein Problem bei
der Finanzierung der Rente, doch wenn die
geburtenstarken Jahre im Ruhestand seien,
sagte der Präsident des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie (BDI), Siegfried
Russwurm, nachdem die Spitzen von SPD,
Grünen und FDP in Berlin die Ergebnisse
schutz und Digitalisierung. Die Finanzie-
rung öffentlicher Ausgaben bleibe zudem
unklar, da die Haushaltsspielräume in die-
ser Legislaturperiode äußerst eng seien.
ausgehandelte Lohngruppen überflüssig
machen. „Eine derartige Mindestlohngren-
ze würde eine enorme Lohnspirale nach
oben erzeugen und somit den Arbeitsmarkt
werde es kritisch: „Je früher man das Ren-
tensystem reformiert, desto nachhaltiger ist
es.“ Schon jetzt fließe ein Viertel des Bun-
deshaushaltes in die Rentenversicherung.


